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Deutſcher Reichstag. 

36. Sitzung vom 2. Mai 
Präſdent von Fordenbeck eröffnet die 
lung um 11 ½ Uhr mit geſchäftlichen Mitthei⸗ 


Am Tiſche des Bundesraths: Präſtdent des 
üchskanzleramts, Staatsminiſter Hofmann, Präſi⸗ 
k des Reichs juſttzamts, Staats ſekretär Dr. Fried- 
„ Geheime Räthe Kienitz, Kurlbaum II., Dr. 

königlich batriſcher Miniſterialrath Mayr, 
lich preußiſcher Geheimer Regierungsrath Burg⸗ 


- 
= 


u. A. 

J Um 121), Uhr erſcheint der Herr Reichskanz⸗ 
e Für v. Bismarck im Hauſe. 

Ein Schreiben des Abg. Dr. Bähr (Kaſſel) 
„ Mitthetlung von feiner Ernennung zum Reichs ⸗ 
daſchtsrath. In dieſe Stellung tritt der Ernannte 
am 1. Oktober c. ein; er ſtellt es indeß der 
zulſcheidung des Reichstages anheim, ob er durch 
„ Ernennung ſchon jetzt ſeines Mandats verluftig 


; Das Schreiben wird der Geſchäfts ordnungs⸗ 
umiſſion überwieſen. 

. Das Haus wählt demnächſt auf Vorſchlag des 
. Gehrn. v. Frar ckenſtein an Stelle des Abg. 
Aen. v. Minnigerodt, welcher, wie bereits mit⸗ 
et, das Amt eines Schriftführers niedergelegt 
Abg. Wichmann per Alklamation in 


Aung Hierauf wird vie zweite Berattung des Ent⸗ 
l einer Gebührenordnung für Rech ts anwälte 
den c, welche vorgeſtern bei $ 28 vertagt war. 
elbe lauttt: 

Mio n Das ordentliche Verfahren, welches nach dur 
I, nahme vom Urkunden⸗ over Wechſelprozeſſe 
nach dem mit Vorbehalt in demſelben erlaj- 
Artheil anhängig bleibt (Civilprozeß ordnung 
„ 563), gilt für die Berechnung der Ge⸗ 
bes Rechtsanwalts als beſonderer Rechte 


Die zu beantragt Abg. Thilo: die geſtricht⸗ 
Worte der Regie rungsvorlage: 
„ Dee Rechtsanwalt muß ſich jedoch die Pro⸗ 
bebühr des Urkunden- oder Wechſelprogiſſes auf 
ag Bleiche Gebühr des ordentlichen Verfahrens an⸗ 
‚nen, wiederhtizuſtrllen.“ 
, Die Abſemmung erfolgt durch Zäblung und 
a cn mit 132 gegen 100 Stimmen die Annahme 
Dir ut 
N e meiſten aragraphen des Ge⸗ 
dee werden nach N len Diekuſ⸗ 
— 98 Faſſung der Konmiſſtons - Vorlage ge- 
Eine Debatte von allgemeinerem Intereſſe knüpft 
nur an die 65 93, 94, 94a und 94 b. welche 
won handeln, daß zwiſchen dem Anwalt und ſei⸗ 
N Klienten der Betrag der Vergütung abweichend 
zu den Vorſchriften der Gebühren⸗Ordnung durch 
ag feſigeſetzt werden kann. 5 
wl Da mehrere Anträge zu dieſen Paragraphen 
zulegen, darunter einer erſt handschriftlich, jo wer⸗ 
u de auf den Antrag des Abg. Dr. Lasker, 
ucher auf dle Wichtigkeit des nächſtfolgenden Ge⸗ 
du andes Hinmweit, zur Vorberathung an die Ju⸗ 
umiſſton überwieſen. 
mn Hierauf wird die erſte Berathung des Geſetz⸗ 
MfS über den Zolltarif eröffnet. 
29 Wort dazu nimmt ſofort der Herr Reiche 
Fürſt v. Bismard: Wenn die verbün⸗ 
an Regierungen, durch ihre Vorlagen und durch 
. Motive dazu die Debatte eröffnet das erſte 
| geiproden haben und die Erwiderung des 
8 etage erwarten dürfen, jo iſt es mtr nach der 
ung, welche ich von Haufe aus genommen 
aue ein Bedürfniß, dieſe Stellung perſönlich mit 
ben einleltenden Worten zu rechtfertigen und 
line Auffaſſung der Geſammtvorlagen, ihrer Mo- 
i ung und ihrer Nothwendigkeit in kurzen Wor⸗ 
RR Ihnen darzulegen. Das Bedürfniß einer 
Ü reform in Deulſchland iſt ja ein altes und 
a blos ſeit der Zeit vorhanden und in uns le⸗ 
Ins 9 geweſen, jeit wir mit dem Worte Deutſch⸗ 
wieder einen ſtaatlichen Begriff verbinden, ſon⸗ 
4d es iR meines Erachtens lange vor 1866, ſeit 
Wes vielleicht, in allen Landestheilen, namentlich 
on im größten deutſchen Staate, in Preußen leb⸗ 
empfunden worden. Die Finanzgeſetzgebung 
ach ſprecht nicht von der wirthſchaftlichen — 
he tft ven Jahren 1818 bis 1824 in Preußen 
ens — ich kann, wenn ich von den einzelnen 
lindern und ihren Beziehungen zu den Reichs 


Sonnabend, den 3. Mai 1879. 


finanzen ſpreche, ja nur über Preußen mit Stcher⸗ 
heit urtheilen — vom finanziellen Standpunkte aus 
beurtheilt, geruht. Die Geſetze ſeit 1824 mit 
Ausnahme der untergeordneten, die in Preußen er⸗ 
ſchienen find, waren mehr von politiſcher, als finan- 
nieller Tragweite; ich rechne dahin die Einkommen⸗ 
ſteuer, welche 1851 eingeführt wurde und einem, 
wie ich gern zugebe, berechtigten Verlangen entſprach, 
die größeren Vermögen in höherem Maße heranzu⸗ 
ziehen. Es kam dann 1861 die Grund- und Ge⸗ 
bäudeſteuer. Im Uebrigen aber iſt meines Wiſſens 
vom preußiſchen Finanzminiſterium eine Initiative 
zu irgend welcher finanziellen Reform der ſelt 1824 
gültigen Situation nicht ausgegangen, auch keine 
mißlungene. Es erklärt ſich das ja vurch das Ver⸗ 
hältniß, in welchem die Staaten zum Zollverein 
ſtanden und durch die Lage der Zolloereine verhand⸗ 
lungen während des größten Theils dieſer Epoche 
bis zum Anfang der fünfziger Jahre. Dir Zoll- 
verein, welcher den Schlüſſel zu den indirekten 
Steuern beſaß, war eine lösbare Schöpfung, die 
ſich auf eine dauernde Steuerverfaſſung nicht wohl 
einrichten konnte, da alle 12 Jahre ihre Exiſtenz 
in Frage geſtellt wurde, und dieſer mehr äußerliche 
Umſtand rechtfertigt logiſch die Thatſache, daß dle 
Ausbildung unſeres indirekten Steuerweſens im Ver 
gleich mit den anderen europaäiſchen Ländern weſent⸗ 
lich zurückgeblieben iſt. Ich bitte, die wirthſchaft⸗ 
liche und finanzielle Frage hierbei nicht zu kombi⸗ 
wren. Ich habe zunächſt blos die finanzielle im 
Auge. Die Möglichkeit, auch die indirekten Steuern 
in der Weiſe zu pflegen, wie in anderen Staaten, 
tiat eiſt ein mit der Schöpfung des Norddeutſchen 
Bundes und des Zollparlaments reſp. des diuiſch en 
Reichs. Wenn ich für meine Perſon nicht damals 
ſchon dem Bedürfniß oder der Aufgabe einer finan⸗ 
ziellen Reform nähe: getreten bin, fo kann ich außer 
den Abhaltungen, die für mich in anderweiten po⸗ 
litiſchen Geſchäften, zum Theil auch in der man⸗ 
gelnden Geſundheit lagen, anführen, daß ich es 
nicht für eine Aufgabe betrachte, die in erſter Linie 
dem Reichskanzler obläge, finanzielle Reſormen an⸗ 
zuftieben. Es hat ſich die Praxis auch pa⸗ 
rallel mit dieſer Erwägung bewegt, indem 
ver erſte Verſuch, die Finanzreform zu regeln, ſich 
entwickelte in dem ſogenannten Steuerbouqutt des 
Finanzminiſtets von der Heydt. Seine Vorlogen 
wurden mit der Motivirung abgelehnt, daß einzelne 
Vorlagen nicht nützlich wären, ſondern eine dorch 
greifende Reform an Haupt und Gliedern noth⸗ 
wendig jet, Aehnlich find demnächſt einzelne Vor⸗ 
lagen jein:s Nachfolgers, des Miniſters Camphauſen, 
und zwar mit ähnlichen Gründen, belämpft worden. 
Für mich war, wenn ich perſönlich der Sache nahe 
treten ſollte, die Vorbedingung die, daß ich mit ven 
Sinanzminiſtern der einzelnen, weulgſtens der größeren 
Bundesſtaaten und namentlich mit demjenigen 
Preußens über die Hauptprinzipien der vorzuneh⸗ 
menden Reform mich im Einklang befand, da f 
nicht vorgehen wollte auf die Gefahr hin, die 
Stimmen meiner prrußiſchen Kollegen nicht binter 
mir zu haben. Dies war bis vor einem Jahre 
nicht vollſtändig der Fall, und fo weit die Wiver⸗ 
ſprüche prinzipiell waren, ließ ſich eine Einigung 
in conereto nicht erreichen. Nachdem aber dieſe 
für mich unerläßliche Vorbedingung erfüllt war, bin 
ich einm Geſchäft näher getreten, von dem Andere 
noch mehr als ich überzeugt waren, daß es mir 
eigentlich nicht perſönlich obliege. Ich habe mich 
dabel, je mehr ich mich hineingearbeitet habe, von 
der Nothwendigkeit der Reform und namentlich von 
ihrer Dringlichkeit immer voller überzeugt. Der 
heutige Zuſtand der deutſchen Geſammtfinanzen, 
worunter ich nicht blos die Reichsſinan zin, ſondern 
auch die der einzelnen Länder verſtehe, denn bei dem 
organiſchen Zuſammenhang beider laſſen fe ſich ge⸗ 
trennt kaum behandeln — iſt derart, daß er meines 
Erachtens auf's Dringlichſte zu einer ſchleunigen 
Reform auffordert. Das erſte Motiv, welches auch 
in meiner polttiſchen Stellung als Reichskanzler blezu 
nöthigt, iſt das Bedürfniß der finanziellen Selbst. 
ſtändigkeit des Reiches. Dies iſt ſchon bei der Herſtellung 
der Reichs verfaſſung anerkannt worden. Sie ſetzt vor- 
aus, daß der Zuſtand der Matrikularbeiträge vor⸗ 
übergehend ſein und nur ſo lange dauern würde, 
bis Reichsſteuern eingeführt wären. Es wird für 
Denjenigen, der in dieſer vielbeſchäfligten Zeit Muße 
gewinnt, gewiß erfreulich ſein, die Verhandlungen 
des verfaſſunggebenden Reichstages und namentlich 
die damalige ausgezeichnete Rede des Abg Miquel 
gegen die Matrikularbelträge nachzuleſen. 


klärte die Matrikularumlagen für gleichbedeutend mit 
der finanziellen Anarchie in ganz Deulſchland. Nun 
möchte ich zwar nicht dieſen Wortlaut unterſchreiben, 
aber gewiß iſt es für das Reich unerwünſcht, ein 
läſtiger Koſtzänger bei den Einzelſtaaten zu fein, ein 
mahnender Gläubiger, während es der freigebige 
Verſorger der Einzelſtaaten ſein könnte, bel richtiger 
Benutzung der Quelleu, zu denen der Schlüſſel ihm 
zwar in die Hände gelegt worden iſt, die aber bis⸗ 
her nicht benutzt worden find. Diefem Zuſtand 
muß ein Ende gemacht werden. Die Matrikular⸗ 
Beiträge find ungleich und ungerecht in ihrer Ver⸗ 
thellung. 30,000 Bewohner von Thüringen und 
Waldeck können nicht ebenſoviel bezahlen, wie 
100,000 von Bremen oder Hamburg, jo if da- 
mals richtig bemerkt worden. (Widerſpruch.) Auch 
würde die Konſolidation des Reiches ſicher ge- 
winnen, wenn ſie durch Reichsſteuern erſetzt wür⸗ 
den. Die Konſolidation würde auch nicht verlieren, 
wenn dieſe Steuern ſo reichlich ausfallen, daß die 
einzelnen Staaten vom Reiche empfangen, anſtatt 
daß ſie wie bisher immer in unbequemer Weiſt ge⸗ 
ben ſollen. Ein zweites Motiv, weshalb mir eine 
Reform nothwendig erſcheint, liegt in der Frage: iſt 
die Laſt, die im ſtaatlichen und Reichs intereſſe noth⸗ 
wendig aufgebracht werden muß, in derjenigen Form 
aufgelegt, in welcher fie am leichteſten zu ragen 
wäre; oder iſt fie es nicht? Dieſe Frage wird 
nach meiner Utberzeugung und auch von den ver⸗ 
bündeten Regierungen in ihrer Allgemeinheit abſolut 
verneint. Wir erſtreben überhaupt nicht eine höhere 
finanzielle Einnahme, inſoweit Reichstag und Landtag 
mit uns Ausgaben vottren, zu deren Dickung die 
Mittel nicht vorhanden find; im Uebrigen wüßte ich 
nicht, was wir mit überflüſſigem Gelde anfangen 
ſollen. Wir haben es ja gehabt aus den Milltar⸗ 


den und find bekanntlich mit der Verwendung in 
einer gewiſſen Verlegenheit geweſen. Dieſen Zuſtand 


aber künſtlich zu erzeugen, kann einem vernünftigen 
Staatsverwalter gar nicht paſſiren, der Verdacht, der 
in dieſer Hinſicht in der Preſſe laut geworden, iſt 
vobſtändig ungerecht und geradezu abfurd. Wir 
verlangen nicht mehr als wir jetzt haben, wünſchen 
aber, daß das, was nach Ihrem und der Landtage 
Votum aufgebracht werden muß, in derjenigen Form 
aufgebracht werde, welche für die Kontribuenten die 
leichteſte iſt. Die Regierungen find aber der Ueber- 
zeugung, daß die vom Zollverein lange ven nach⸗ 
läſſigte indirekte Beſteuerung diejenige Form if, die 
das Tragen der Koſten am meiſten erleichtert. Ich 
werfe dem jetzigen Zuſtande vor, daß er zuviel von 
den direkten, zu wenig von den indirekten Steuern 
verlangt, und ich ſtrebe danach, die direkten Steuern 
abzuſchaffen. Wenn ich auch nur mein näheres 
Hetmathsland Preußen ins Auge faſſen kann, fo 
zweifle ich doch nicht, daß in allen Bundesſtaalen 
ähnliche Verhältniſſe ſtattſinden werden. Die Be⸗ 
lastung durch die direkten Steuern hat in Preußen 


eine Hohe erreicht, die nicht fortbeſtehen kann und 


bei irgend einer Ausdehnung der Selbſtoerwaltung 
nach dem jetzigen Syſtem auch nicht mehr aufge⸗ 
racht werden kaun. Das, was ich in Preußen er⸗ 
ebe und wofür ich meinen Einfluß geltend machen 
werde, {ft Folgendes: Wir bezahlen in Preußen 
an Grundſteuer 41—42 Millionen Mark und Ge⸗ 
zudeſteuer circa 20 Millonen Mark. Dieſe 60 
onen Mark wären, das erſtrebe ich als ein 
Zul, den Provinzen, Kreiſen und Gemeinden au 
überweiſen. Dadurch würde die Nothwendigkeit 
wegfallen, gerade zu dieſen Steuern Zuſchläge zu 
erbeben, Nach mir vorliegenden Rechnungen von 
170 Städten Deulſchlands erheben manche derſelben 
bis zu 500 pCt. ver direkten Staatsſteuern, hier iſt 
ei Erleichterung unabweislich, die Ueberweiſung der 
a lionen würde die Zuſchläge in Höhe yon 58 
onen aufheben, außer dem werden aber noch di⸗ 
seite Kommunalſttuern im Geſammtbetrage von 139 
Mionen erhoben. Ferner müßte die Klaſſenſteuer 
mit ihren 42 Millionen gänzlich in Wegfall kom⸗ 
men uab vielleicht auch den Städten die Erhebung 
eiuer ſolchen unterſagt werden. Damit würde eine 
Anregung zur Unzufriedenheit und die Neigung, 
dieſe Unzufeiedenheit politiſch auszubeuten, nament- 
lich in den großen Städten wegfallen, die mit ſol⸗ 
cher Begierds die Klaſſenſteuer für die ſehr verſtän⸗ 
dige Mahl. und Schlachtſteuer eingeführt haben. 
In gam Europa exiſtirt eine ähnliche Kopfſteuer 
nur noch in Rußland mit einem Ertrage von 118 
Millionen Rubel, aber trotz des geſicherten Eingangs 
geht Rußland, obwohl letzt nach dem Kriege keines 


Er er- wege glänzend ſituirt, damit um, dieſe einzelne di⸗ 
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rekte Steuer zu beſeitigen. Auch die Einkommen > 
ſteuer mußte in ſolchem Sinne revidirt werden, daß 
zuiſchen 1000 und 2000 Athlen. nur das fun⸗ 
dirte Einkommen eine Steuer bezahle, nämlich der 
Beſitz von Kapitalten und der Grundbefig, wobei 
noch zwiſchen verpachtete und ſelbſtbewirthſchaftetem 
Grundbefig zu unterſcheiden wäre. Das durch täg- 
liche Arbeit verdiente Einkommen müßte jedenfalls 
geringer beſteuert werden, als das Einkommen Des⸗ 
jenigen, der blos die Scheere nimmt, um Koupons 
abzuſchneiden, oder nur die Quittung für die Pacht⸗ 
ſummen ausſchreibt. Ich bin ferner der Anſicht, 
daß ein Staatsbeamter eine ſtaatliche Einkommen⸗ 
ſteuer nicht bezahlen ſoll. Das iſt eine ganz unge⸗ 
rechte Auflage und ich halte es für ganz ungerecht, 
wenn der Staat dem Beamten erſt ein Gehalt giebt 
und ihm dann einen Theil deſſelben wieder als 
Steuer nimmt. Entweder der Beamte iR auskoͤmm⸗ 
lich beſoldet — was ich von den wenigſten ſagen 
kann — oder nicht. Hat er zu viel, jo nehme 
man etwas von dem Gehalte weg, oder hat er nicht 
zu viel, ſo laſſe man ihm das Gehalt. M. H.! 
Ich bin nicht die Reichsregierung — wir haben 
jetzt nur erſt Reichsreglerungen — und ich kann 
nicht im Namen der Reichs regterung ſprechen, wie 
fie es mit den durch Abſchaffung der Matrikular⸗ 
beiträge flüfftg werdenden Mitteln halten will, das 
wird jede Regierung mit ihrem Landtage vereinbaren 
können. Ich ſelbſt wünſche ja, daß das Reich dar⸗ 
über hinaus aus den indirekten Reichseinnahmen an 
die Einzelſtaaten etwas zahlen könne. Meine hier 
ausgeſprochenen Wünſche 
preußſſche Verhältaiſſe berechnet geweſen. Einen 
weiteren Mangel unſerer Steuerpolltik fehe ich 
der ungleichen Virthellung der Laſten Zischen ve 
beweglichen und dem unbeweglichen Eigenthum, 
den ländlichen und ſtädtiſchen Grundheſle ſchwer a:- 
ſchädigt hat. Die neueren Steuern treffen weſen 
lich den Grundbeſitz. Ich weiß nicht, ob das daz 
beigetragen hat, Getreide und Nahrungsmittel billig 
zu machen, wenn man den Grundbeſitz mit 10 pCt. 
dee Retnertrages vom Getreideverkauf vorab be⸗ 
ſteuert. Grund-, Gebäude ⸗ und Einkommenſieuer 
wirken zuſammen in der angegebenen Höhe beim 
unverſchuldeten Grund beſſtz, beim verschuldeten ft 
der Druck ein noch weit höherer. Es kommt dabei 
unter Vorwänden, die ich mich geniren würde aus⸗ 
zuſprechen, ſaſt in jedem Jahre eine Mehrbelaſtung 
des Grundbeſitzes hinzu. Und wenn man die Natur 
dieſer mihrbtlaſttten Schulden anſiebt, ſo findet 
man, daß fie zumelſt — ſoweit fie nicht durch Erb⸗ 
theilungen entſtanden ſind — herrühren aus der 
Kalamität nach den Kriegen im Anfang dieſes Jahr⸗ 
bunderts, oder aus der Ablöſung ehemaliger Rechte. 
Ich möchte nun den Statiſtikern einmal anheim- * 
geben, was dieſe Mehrbelaſtung der helmiſchen Ge 
treideproduktion auf den Scheffel Roggen aus macht, 
und dann nehmen Sie noch die Kommunal-, Kreis⸗ 
und Provinzialſteuern hinzu, die ebenfalls ihrer Na- 
tur nach den Grundbeſiß in erſter Reihe treffen 
müſſen und die ſicher 100 pCt. der Staatsſttuern 
betragen. So kommen 20 — 30 und ſtellenweiſe noch 
mehr Prozente der Steuern heraus. Ich ſollte meinen, 


wenn es überhaupt ein großes Glück einer Natlon 
iſt, wohlfeiles Getreide zu daben, und wenn man 
das ion 1861 bet Einführung der Grundſteuer 
gewußt hätte, dann hätte man eher erwarten ſollen, 


daß eine Prämie ausgeſetzt worden wäre auf den 
inländiſchen Getreidebau oder daß 
mindeſtens ſteuerfrel für den Getreidebau geblieben 
wäre. 
Landwirthſchaft. 


Rittergutsbeſitzer aufzuweiſen haben. Rufe: Noch 
zu hoch gegriffen I) 
eine gleiche Behandlung der Landwirthe mit der an- 
deren Gewerbetreibenden. Vielleicht wird in den 


beginnenden Berathungen mehr noch als die finan⸗ 


zielle uns die andere Frage beſchäftigen, daß die 


jetzige indirekte Steuerveranlagung der einheimischen «+ 
Arbeit und Produklion nicht das Maß von Schutz 


ſind ja vorwiegend auf 


der Grundbeſitz 


Kein Gewerbe iſt ſo hoch beſteuert wir die 
Bei allen Gewerben hat der Ge⸗ 
jepgeber den inländiſchen Produzenten etwas beſſer © 
geſtellt als den ausländiſchen, nur mit der Land⸗ 
wirthſchaft iſt es geradezu umgekehrt; hat das viel⸗ 
leicht ſeinen Grund im Glauben an die Unerſchöpf⸗ 
lichkeit des Bodens, daß der immer noch etwas 
mehr bringen ſoll, oder glaubt man, daß die went⸗ 
gen Latifundienbeſitzer, die man bier in Berlin, ſti 
es im Herrenhauſe, ſei es im Reichstage, fei is bei 
Borchardt, ſieht (Große Heiterkett.), die Repräjen- - 
tanten der Landwirthſchaft find? Wir dürften in 
Preußen kaum mehr als 3 — 4000 wohlhabende 


Die Gerechtigkeit fordert doch 


gewährt, das fie gewähren könnte. Die Frage 
Schutzzoll oder Freihandel will ich nicht berühren 
— wir ſind ja alle noch Schutzzöllner, denn unter 
unſeren heutigen Tarif bat doch noch Niemand her⸗ 
untergehen wollen, und der iſt mäßig ſchutzzöllneriſch 
gerade ſo wie dieſe Regierungsvorlage jetzt. 
Wir find weit entfernt von einem Prohibitivſyſtem 
und von Zöllen von 60 — 80 pCt., wie andere 
Länder ſie kennen, wir bleiben in den Grenzen der 
finanztellen Beſteuerung mit Ausnahme deſſen, wo 
das Unterlaſſen eines höheren Schupgolles erhebliche 
Nachtheile im Augenblick mit ſich bringen müßte. 
Wir kehren im Ganzen nicht einmal zurück zu den 
Zöllen, wie wir ſie bis 1864 hatten. Vergleichen 
Sie dieſen Tarif und den neuen und Sie werden 
ſich wundern über die Höhe des Abhanges, den wir 
beruntergegangen find. Die Strömung für den 
Freihandel war in den 60er Jahren unter der da⸗ 
maligen Führung Frankreſchs eine jo ſtarke, daß 
man wohl Bedenken tragen konnte, ihr entgegenzu⸗ 
treten Dieſe Strömung trieb einem Ziele zu, das 
ja ein hohes Ideal ſein würde, wo jede Grenze, 
jedes Land offen ſtehen müßte, ein Ideal, das ja 
ehrlicher Schwärmerei gefallen muß und das ja 
auch vielleicht einmal in der Zukunft erreicht werden 
könnte, und dieſe Strömung war in den 60er 
Jahren jo ſtark, daß jede Oppofition dagegen miß⸗ 
lungen wäre. 1860 wären wir in keinem Barla- 
mente durchgedrungen, wenn wir eine ſchutzöllneri⸗ 
ſcht oder auch nur eine ſolche Politik hätten trei⸗ 
ben wollen, welche für die heimiſche Induſt zie mehr 
ſchützend wirkte als die damalige. Ich weiß noch, 
mit welcher Freude damals die Majoritäten die 
Herabſetzung von Zöllen beſchloſſen. Die Regzie⸗ 
rungen wird alſo aus ihrer damaligen Haltung kein 
Vorwurf treffen können. Nun haben aber alle 
Länder jene Bahnen ſchon wieder verlaſſen, — 
England iſt das einzige, welches noch darauf ge- 
blieben iſt, und das wird auch nicht mehr lange 
dauern und da kann doch Niemand Deutſchland zu⸗ 
muthen, daß es nun ganz allein der damaligen 
Tradition folgen ſoll. Unſere Thore ſind jetzt weit 
geöffnet für die Ueberproduktion der Länder draußen, 
die Waaren werden hier eingeführt und die unver⸗ 
käuflichen Artikel werden in Deutſchland werthvoller 
gemacht. So hindert die ausländiſche Ueberproduk⸗ 
tion die Belebung des inländiſchen industriellen Ver⸗ 
kehre. Schließen wir nun unſere Thore ein wenig 
und ſehen wir, daß wenigſtens der vom Auslande 
heute noch ausgebeutete deutſche Markt der deutſchen 
Indufteie erhalten bleibe. Die Idee, einen großen 
Exporthandel zu begründen, iſt immerhin einiger⸗ 
maßen prekär, neue Länder und Nationen giebt es 
nicht mehr zu entdecken. Der Wig der Handels⸗ 
verträge iſt ja unter Umſtänden gut, aber einer von 

den Kontrahenten wird dabei immer über- 

vortheilt, und gewöhnlich kommt man erſt nach Jab⸗ 

ren dahinter, wer vas geweſen if. Dabei IR dann 

aber auch noch die Methode unſerer ganzen Steuer⸗ 

Abfertigung jo organiſſrt, daß es bei uns nicht 

möglich iſt wie in Nachbarländern, erlaubte oder 
unsrlaubte Nachläſſe erfolgen zu laſſen. Aber die 

Hauptſache if, was in den Verträgen enthalten if? 

Können wir einen Vertrag errichten mit einem 

Staate, der uns mehr abkauft, als wir ihm, fo 

werde ich einen Vertrag gewiß nicht hindern. Ob 

wir aber durch unſere Handels verträge zuſammenge⸗ 

rechnet mehr Schaden oder Nußen gehabt haben, — 

das entzieht ſich jeder ſicheren Berechnung. Die 

Thatſache jedoch bleibt beſtehen, daß wir uns in 

einem leidenden Zuſtande befinden, und zwar mehr 

als das in legend einem Lande der Fall if, das 

Icußzöllneriſche Politik treibt. Wären wirklich die 

Gefahren des Schußtzzolles fo groß, wie fie biswel⸗ 

len geſchlldert werden, fo müßte Frankreich ſchon feit 

langer Zeit rulnirt ſein, ſtatt daß es troß der 5 

Milliarden leiſtungsfähiger wäre als wir es heute 
And. Auch das ſchußzöllneriſche Rußland ſehen wir 
proſpettren und zwar weſentlich auf Kosten des 
deutſchen Geldes, es iſt dort der Bodenwerth in 
dem Maße gestiegen, daß heute beiſpielswelſe in der 
Nähe der Bahnen die Nevenüe des Bodens dem 
Ankaufspreis vor 20 Jahren gleichkommt. (Hört !) 
Fabriken haben 30 bis 35 Ct. Reſervefonds hin⸗ 
terlegen können. Ja, das iſſt eine geſchäzte In⸗ 
dustrie! Rußland hat einen koſtſpieligen Krieg ge- 
führt und doch proſpertrt e., auf Kosten unſeree 
Marktes und durch die Wirkung unſerer Geſetz⸗ 
ſammlung. Meine Herren! Chirurgie hat in 
Jahren weſentliche Fortſchritte gemacht, aber 
bel den organiſchen Gebilden ſtehen wir heute noch 
denſelben Rätpjelm gegenüber wie vor 2000 Jah- 
ren. So iſt es auch mit den organtſchen Staaten 
gebilden, wie mit dem menschlichen Leibe. Wir be- 
finden uns ſeit der Herabſezung der Zollfäpe in 
einem andauernden Prozeſſe begriffen, der meines 
Erachtens ohne die fünf Milliarden ſchon fünf 
Jahre früher ausgebrochen wäre. Angeſichts biefer 
Thatſachen — die wir, ehrlich geſtanden, alle nicht 
beherrſchen, jo wenig wie die Fragen des menſch⸗ 
lichen Körpers, jo wenig wie wir mit Beſtümmtheit 
ſagen können, dies fei die Folge dieſer oder jener 
Maßregeln — da ſollen wir alle persönliche Em- 
pfindlichkeit aus dem Spiele laſſen, aber auch alle 
politiſchen Fragen. Hier ſtehen wirthſchaftliche allein 
vor uns, wir fragen uns, wie wir dem kranken 
Körper wieder friſches Blut zuführen, um es in die 
zichtige Cirkulation bringen zu können. Ich bitte 
dringend, alle Fragen polttiſcher Parteltaktik aus dem 
Spiel zu laſſen und ih an bie eine Intereſſen⸗ 
frage zu halten. Bisdat, qui eito dat und wer 
bier nicht „eito dat, der ſchädigt das wirthſchaft⸗ 
liche Intereſſe unſeres Volkes. Ich glaube, daß 
dieſe Gewißheit auch die bevorſtehenden Verhand⸗ 
lungen beherrſchen wird, und daß das deutſche Volk 
bald volle Gewißheit verlangt über feine Zukunft, 
und eine ſchnelle Ablehnung iſt mir noch beſſer 
für den Standpunkt der Regierung, als die Unge⸗ 


wißheit, mit der heute Niemand weiß, was dle nächſte 
Zukunft bringen wird. (Lebhafter und anhalten der 
Beifall.) 

Abg. Dr. Delbrück: Die Vorlagen find 
jo umfaſſend und von jo großer Bedeutung, daß es 
Pflicht jedes Einzelnen von uns wird, ſich dasjenige 
Gebiet in den Vorlagen auszuwählen, das er zu 
beherrſchen im Stande iſt, um ſo einmal Mißbrauch 
der Zeit vorzubeugen. Ich werde mich daher auf 
den Zolltarif beſchränken und in de nſelben zunächſt 
abſehen von den Finanzartikeln, z. B. Holz, Eiſen, 


Art, werden in die Generaldiskuſſton nicht hinein ⸗ 
zuztehen fein. Im Allgemeinen charakteriſirt ſich die 
neue Tarifvorlage als ein Geſetzentwurf, der das 
wieder beſeitigt, was 1873, 1870 und 1868 be- 
ſchloſſen wurde. (Sehr richtig!) Es handelte ſich 
damals um praktiſche Giſichtspunkte, die zu den 
Zollermäßigungen führten, nicht Freihandel war da⸗ 
mals maßgebendes Prinziv. Redner kommt nun 
mehr auf die einzelnen Poſitionen des neuen Ta⸗ 
rifs, zunächſt zu den Baumwollenzöllen. Bis 1877 
wäre man übereinſtimmend der Ueberzeugung geweſen, 
daß man die Baumwollenzölle nicht einführen dürfe, 
wolle man nicht die Rückwirkung auf die Induſtrie 
in bedenklicher Weiſe hervorrufen. Er ſel auch jetzt 
noch der Ueberzeugung, daß zu einer Erhöhung der 


es ſprächen für ſeine Ueberzeugung die zahlreichen 
Petittonen von Textilinduſſriellen, dle ſich mit einer 
Arbeiterbevölkerung von 150,000 Arbeitern gegen 
die Baumwollenzolle ausſprechen. 
ſich nunmehr dem Glas zu und bekämpft auch hier 
die Erhöhung des Zolltarifs. Er weiſt auf den 
Widerſpruch hin, der darin beſtehe, daß 3. B. leere 
Flaſchen verſteuert werden müſſen, während mit Mi- 
neralwaſſer gefüllte frei eingingen. Sehr wichtig 
find hierbet die Perlenfabrikatton und das Alabaſter⸗ 
glas, beides für die Berliner Exportfabrikation un- 
entbehrliche Gegenſtände. In den Berliner Pe- 
titlonen werde mit Recht darauf hingewieſen, daß 
der neue Tarifentwurf dieſen Export völlig lahm 
legen würde. Redner kommt nun zu der Poſition: 
Menſchenhaare. Der dafür in Anſaß gebrachte Zoll- 
jag von 100 M. würde die neu entflandene In⸗ 
duſttie auf dieſem Gebiete gänzlich ruiniren. Red⸗ 
ner wendet ſich nunmehr zu dem Artikel Leinwand, 
ſpeziell Packlemwand. Die Vorlage wollte dieſe letz. 
tere um 1 M. erhöhen. In einer eingegangenen 
Petition wurde veranſchaulicht, was alles unter Badlein. 
wand für Gewebe verkauft werden, Gewehr, in denen 
man nichts verpacken könne (Heiterkeit), fo loſe jeien 
di⸗ſelben. Dieſe Zollerhöhung würde am ſchwerſten 
Getreide und Kartoffeln, die Wollſachen sc. treffen. 
Was das für die Wäſchefabrikation erforderliche 
triſche Leinen aulange, von dem die Berliner In⸗ 
dustrie 120,000 Stück jährlich brauche, jo jei das- 
ſelbe gänzlich unerfepbar. Es liege das in klima⸗ 
tiſchen Einflüſſen, man würde daher das inländiſche 


Redner wendet ſich nunmehr der Poſttion Reis zu 
und hält auch hier die Zollerhöbung für ſchädlich. 
Auch die Gold⸗ und Silberwaarenhündler petitiont- 
ren gegen die Zollerhöhung. Sie geben an, gegen- 
wärtig auch vom Ausland, wohin ſie exportiren 
billig behandelt zu werden, und fürchten in Folge 
der Zöle ungünſtigere Behandlung vom Ausland. 
Der Redner kommt nun zu der wichtigſten Poſitton, 
zur Seide, und hebt die große Bedeutung dieſer 
Juduſtrie hervor, welche durch den erhöhten Zoll 
auf Epapfeide, ſowie die Poſamentlerwaarenfabri⸗ 
kation auf das Empfindlichſte getroffen werden würde. 
Am überraſchendſten fei der Elerzoll (Heiterkeit), So 
lange Deutſchland beſteht, gab es noch keinen Eler⸗ 
zoll. Die Motive ſcheinen von der Anſicht auszu⸗ 
gehen, daß alle Eier, die nach Deutſchland kommen, 
zum Frühſtück verzehrt würden (Heiterkeit) Das 
el nicht der Fall, der größte Theil werde zur Fa⸗ 
brlkation, ſowohl für die Weißgerberet, als zur 
Albumfabrikation verbraucht; es ſei deshalb der 
Zoll auf Eter entſchieden eine Schädigung der Fa⸗ 
brikation. Der Redner ſchließt ſeinen mit Beifall 
aufgenommenen Vortrag mit dem Ausſpruch: Er 
glaube kaum, daß der Reichstag leichten Herzens 
ſich entſchließen werde, dieſe Vorlage anzunehmen, 
die zu Gunſten der Entwickelung einiger großer In⸗ 
duſteten große bestehende reelle Industrien verlehen 
will (Beifall.) 

Die Debatte wird hierauf vertagt. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. 
Seiuß 43], Up. 


Deutſchland. 

Berlin, 2. Mal. Nach den nunmehr ge- 
troffenen Dispofitionen iſt anzunehmen, daß der 
Kaſſer ungefahr am 11. Mat nach Berlin zurüd- 
kehren wird, um auf Babelsberg feinen Wohnſißz zu 
nehmen. 

Die Mittheilung, daß die am 1. Mai zur 
Berathung eines Reichsgeſetzentwurfes, bi reffend die 
Abwehr und Unterdrückung von Biehſeuch a, zuſam⸗ 
mengetretene Kommiſſlon zur Grundlage ihrer Ar- 
beiten das preußische Viehſeuchengeſeß von 1875 
nehmen werde, if unrichtig. Es liegt der Kom⸗ 
miſſton ein neu ausgearbeiteter Entwurf vor. 


Provinzielles. 

Stettin, 3. Mat. Herr Muflkdirektor Flügel 
veranſtaltete am Mittwoch unter Mitwirkung der 
Herren Senfft v. Pilſach und Lehmann 
in der Schloßkirche ein geiſtliches Concert, welches 
ſich eines ſehr zahlreichen Beſuches zu erfreuen hatte 
und nach allen Seiten hin vom beſten Erfolge ge⸗ 
krönt war. Der Concertgeber trug eine eigene 
Kompoſttion „Präludium über den Choral: „Wachet 
auf“, einen Concertſatz (C-moll) von Thiele und 
die E moll-Fuge von Seb. Bach mit großer Meiſter⸗ 
ſchaft vor, ſein Spiel zeugte von ungewöhnlicher 


Getreide. Auch andere Objekte, rein wirthſchaftlicher 


Baummwollenzöle keine Veranlaſſung vorliege, und 


Redner wendet 


Leinen nicht jhügen und die Fabrikation ſchädigen. 
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Die Anregung des frauzöſiſchen Miniſters 6 
auswärtigen Angelegenheiten, Waddington, 
Ueberweiſung der türkiſch⸗griechiſchen Grenzfrage m 
eine Botſchafter⸗Konferenz, iſt noch keineswegs au 
feitig beantwortet. Es unterliegt aber keinem Z ve 
fel, daß der Impuls des franzöſtſchen Kabinete W 
der in Konſtantinopel ſelbſt anzubahnenden Löſunß 
der griechtſchen Frage ſchon jetzt der anne | 
prinziplellen Unterſtützung ſicher iſt Dagegen 0 „ 
das Pariſer Kabinet willen, daß bei einer 5 | 
reich befreundeten nachbarlichen Großmacht beſüzllt 
des Modus der von Frankreich beantragten Beh 
lung der griechiſchen Frage Bedenken obwalten; 
gedachte Großmacht hätte vorgeſchlagen, die ga 
der Frage anflatt einer Botſchafter-Konferenz me 
Botſchaftern der Mächte bei der Pforte im | 
der gewöhnlichen Verhandlung zu überlafien. 

Nach einem Telegramm aus Bukareſt u 
dle europätſche Donau-Kommiſſion ihre Arbeiten I# 
9. d. wieder auf. ‚| 

Paris, 2. Mal. Die Delegisten der schu, 
zollneriſch gefinnten Handelskammern überreichten be 
Handelsminiſter Tirard heute Vormittag die in MT 
geſteigen Verſammlung votirte Adreſſe. Auf 
Anſprache derſelben erwiderte der Miniſter, die ſchne! 
Votirung des Tarifes hinge von der Kommiffl 
ab. Ueber die Tartffrage ſelbſt ſprach ſich der 3 
niſter nur ſehr reſervirt aus; er erklärte, den ſchu 
zödneriſch geſtunten Handelskammern ſtände es fü 
bei den Senatoren und Deputirten auf ein t 
Bedürfniſſen entſprechendes Votum hinzuwirken, 
Was ihn beträfe, jo würde er ſich eventuell g 
niehen, da er für den Abſchluß von Handelsverti 
gen ſei. Im Allgemeinen ſchien aus den Erklä m, 
gen des Miniſters hervo zugehen, daß die Reg 
geneigt bleiben würde, Handels derträge ai T 
ſchliehen und zwar auf Baſis von Sägen, well“ 
niedriger find, als die in dem allgemeinen Tor, 
und daß fie dieſe Meinung auch vor den Kammel 
vertreten würde. 

Paris, 2. Mai. Die Delegirten der ſchu 
zoͤllneriſch geſinnten Handelskammern wurden 
auch vom Präfdenten Grevy empfangen, welche 
denſelben die Verſicherung ertheilte, daß die Re 
rung ſich mit der Lage der Industrie beſchäftige, 
daß fie ſich bemühen werde, alle Intereſſen mit 
ander in Einklang zu bringen 1 

Bräfldent Grevp empfing auch den Beſuch ML 
Beinzen Alexander von Hefien, der ſich mit fein! 
Gemahlin und jeinem jüngſten Sohne bier aufha® 
Der Prinz kehrt in nächſter Woche mit ſeiner d 
mille nach Darmſtadt zurück und wird daselbst MR 
feinem Sohne, dem zum Fürſten von Bulgarien gl. 
wählten Prinzen Alcxander von Battenberg, zuſan 
mentreffen, welcher die bulgariſche Deputation 
Darmſtadt empfangen will. 

Graf Schuwaloff kehrt erſt nächſten So 
auf ſeinen Poſten nach London zurück. 

London, 2. Mai. Unterhaus. 
zügliche Anfrage Peel's erklärte der 
Northcote, die Regierung habe über augen blic 
in Rußland ſtattfindende Verfolgungen keine % 
theilungen erhalten, auch ſei es mit der Pflicht PT 
Regierung ganz unvereinbar, ſich in die inneren 7 
gelegenhetten Rußlands einzumiſchen. Die Boll 
lungen, zu denen ſich die Regierung im Jab 
1852 in Neapel veraulaßt geſehen habe, hätten! 
Protokolle des Partfer Vertrages zur Baſte geb 
der Erfolg jenes Schrittes ſei nicht der Art gene 


Bertigkeit und Technik. Herr Senfft von Pilſach 
iR zwar nur Dilettant, feine woblklingende Stimme 
zeugt jedoch von künſtleriſcher Bildung und Voll 
endung. Beſonders war der Vortrag von Stra- 
della's Kirchenarie von ergreifender Wirkung. Das 
Cello-Sole, von Herrn Lehmann geſpielt, ſowie die 
Quartett⸗Geſänge befriedigten allgemein. 

— Am 15. d. Mts., Morgens 8 Uhr, ſoll 
in Papenburg mit der nächſten Schiffer und Steuer 
mannsprüfung begonnen werden. Anmeldungen hier⸗ 
zu nimmt der königliche Navigatlonslehrer Döring 
in Papenburg entgegen. 

— Die „Stolper Poſt“ berichtet als Kurio 
ſum, daß der am Mittwoch früh von Stolp nach 
Stolpmünde abgelaſſene Zug von Station Stolp 
aus auch nicht einen Paſſagter beförderte. 

Greifswald, 1. Mat. Der Präſident des 
Appellationsgerichtes in Wiesbaden, Dr. Albrecht, 
früher hier, if zum Präſiden ten des Oberlandesge- 
richts in Frankfurt a. M. ernannt. 

Greifswald, 2. Mai. Geſtern Nachmittag 
um 1 Uhr iſt in dem königlichen Forſtrevler Jäger⸗ 
hof, Schutzbezirk Hohenfelde, ein Waldbrand ausge 
brochen, durch welchen etwa 10 Hektare (40 Mor- 
gen) Waldbeſtand zerſtört worden find. Das Feuer 
iſt rechts vom Wege, der von Pritzier nach Budden⸗ 
hagen führt, aufgegangen, und da bier die Scho⸗ 
nung ſehr dicht beſtanden und viele trockene Reiſer 
am Boden lagen, ſo griff daſſelbe trotz der ener⸗ 
giſchen Anſtrengungen jo um ſich, daß die vorbe⸗ 
zeichnete Fläche zerſtört wurde und dem Feuer erſt 
Einhalt gethan werden konnte, als daſſelbe durch 
die Wieſe bei Hohenfelde eine natürliche Begrenzung 
fand. Die gezogenen Gräben und Durchhaue wur 
den immer wieder vom Feuer überschritten. Ueber 
die Entſtehung des Brandſchadens ift bisher nichts 
zu ermitteln geweſen. 


Wermiſchtes. 

Berlin. Der Kleiderhändler B. in der 
Landsbergerſtraße hat zu „abſoluter Sicherheit gegen 
Einbruch“ einen Allarm Apparat von dem Mecha⸗ 
niker Bleyl in feinem Geſchäftslokal anbringen 
laſſen. Abends, wenn das Geſchäft geſchloſſen iſt, 
werden Kontakte an Jaluſten und Thüren befefligt 
und von dieſen führt ein Leitungsdecht nach dem 
eine Treppe höher gelegenen Schlafzimmer des Hrn. 
B. Sobald die Jaluſien, Thüren u. ſ. w. nur 
etwas ſtark berührt werden, fängt die Allarm-Glocke 
ſofort zu läuten an und einen raſſelnden Ton von 
ſich zu geben, wie ein ſogenannter Wecker und hört 
nicht eher auf Lärm zu machen, bis ſie durch eine 
Vorrichtung zur Ruhe gebracht wird. Vor Jahr 
und Tag wurden ſchon einmal durch dieſen Allarm⸗ 
apparat zwei Diebe gefangen, die noch heute im 
Gefängniß bei Plögenfee hinter Schloß und Riegel 
figen. In der Mittwoch-Racht wurde Herr B. 
wiederum durch den Allarm-Apparat geweckt. Herr 
B., noch im Halbſchlaf, ſprang aus dem Bette, 
ſtürzte nach dem Fenſter, riß es auf und ſchrie auf 
die Straße hinaus: „Diebe, Räuber, Hülfe!“ 
Jetzt eilten Nachtwächter, die Fenſter in der Nach 
barſchaft wurden aufgeriſſen, aus dem wenige Häu⸗ 
fer entfernten Polizeiamt kamen Schußzleute herbei, 
und auch der Wachtmeiſter kam. Die Thür des 
Hauſes wurde fo dich“ beſetzt, das kein Verbrecher 
entſchlüpfen konnte, und nun eilte Alles nach dem 
Schlaf nummer des Herrn B., der inzwiſchen den 
Alarm-Apparat zur Ruhe gebracht 3 ki 
wurde der Laden naterſucht und jeder Winkel darin ſen, um die Regierung in einer Wiederholung ! 
durchſtöbert, indeſſen nichts Verdächtiges gefunden. n. 9 | 
Der Wachtmeiſter ſagte lachend: — it beute Prag cn ſelbſt wenn derſelbe Grund vor 
mal ein Blinder-Alarm-Apparat”, und ſchon woll⸗ 5 
ten ſich die Beamten wieder entfernen, als mit einem 
Male die Klingelei von vorn anfing und der Ap⸗ 
parat jetzt 2 ui 25 zur Ruhe gem 
war. Nun wurde das Haus vom Keller ungen word ürſt ke dem elbe 
Boden abgeſucht, bie endlich ein Sachkenner an dem — an — = 40 — verläßt 
i debe, de eee, g lange Seen. Jin obe unh Butaref rsd. Der Niaſtpeifben 6, 
1 e gern. Fey Seide ige tiano trifft bereite nächſten Sonntag hier ein. DA 
beſteht, von en abgekna war. 1 een 
gemeinem Gelächter wurden nun die Kontakte beſel⸗ dee . 1 N 
tigt, worauf die Glocke endlich ſchwieg. Ehe die erwartet. Außer dem türkiſchen Geſaudten Gulf‘ 
G. dun gun entfernen, gab der Tegegale DR dan Sey Befinden AA ur Zeit ang Dobant Pee 
Ö. den guten Ratb, neben der SDiebenfale elulge ang Karatbesbor Effendt, der Buder des tückt 
3 Miniflers des Auswärtigen, hier; heute Abend 
die Ankunft Aleko Paſchas erwartet. 
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Auf eine be 


Schaß 


Bulareſt, 2. Mal. Nach hier vorliegend“ 
Berichten iſt Fürſt Karl auf der mit dem Kro 

Prinzen von Schweden nach der Moldau unterm?! 
menen Reife überall mit großem Enthuſtaomus el 


Eiterariſches. 

Amthor und Ißleib, Bolksatlas, Nest uns 
in der 26. Auflage vor und bewelſt, daß die Ber⸗ 
lags handlung alles aufgeboten hat, um dieſen Altas 
zu dem beſten zu machen, was man bei billigem 
Breije liefern kann. Für 1 Mark liefert dieſelbe 
40 Karten in Farbendruck. Wir können den Atlas 
warm empfehlen. 

Im Verlage von Cimiſa in Berlin erſcheinen 
freibändleriſche Blätter, in welchen die neuen Zoll⸗ 
geſeße eingehend beſprochen werden; wir können 
dieſelben allen Freunden des Breihandels warm 
empfehlen. 


fr) 

Statuts für Ofrumelten nach Phil iypopel zur, 
da den betheiligten Regierungen angehrigt ai 
daß die Kommiſſton die für die adminiftratn 
Elurichtungen der autonomen Provinz erforderlich“ 
Maßnahmen an Ort und Stelle vornehme. 
Konftantinopel, 2. Mat. Die von der Bio 
zur Prüfung der Bakuf-Angelegenpeit in Oſtrumellen“ 
eingeſetzte Spez allommiſſton hat folgende Löſung PF 
Frage vorgeſchlagen: Die nach dem Herkommes 
zum Vakuf gehörigen Güter ſollen den 
Inhabern gegen verzinsliche amortifirbare und ein 
verkäuflichen Werth repräſentirende Pfandbrieſe Län’ 
lich überlaffen werden. Die Lokalverwaltung jo 
den Berechtigten gegenüber eine Garantie 
Schuldurkunden übernehmen und die von den IM 1 
habern zu leiſtenden Zahlungen überwachen 1 
gegenwärtigen Inhaber der Vakufgüter werden 9 
durch in den Stand geſezt, in kürzerer ober las“ 
gerer Zett und ohne erhebliche Opfer das volle W 
uneingeſchränkte Eigenthum an dieſen Vakufgüten 
zu erwerben Was die den Moſcheen geh iges 

und von denſelben direkt verwalteten Güter betrl 
jo ſoll bezüglich ihrer Alles unverändert bleiben 
Nur in dem Falle, daß dieſe Güter mit Hypotheken 

be laſtet find, ſollen die Einkünfte derſelben von 
Verwaltung der Provinz eingehoben und bis „ 

vollſtändigen Tilgung der Schuld den dabei Zul 
eſſirten ausgeantwortet werden. 


Berlin b zum Ber- 
kauf: 177 Rinder, 659 Schweine, 664 Kälber, 
579 Hammel. 

Rinder wurden heute Mangels Begehr faſt gar 
nicht aus den Ställen gezogen; auch für Schweine 
und Hammel zeigt ſich ſo wenig Bedarf, daß von 
genannten Viehgattungen nur einzelne Stücke ſehr 
verſchiedener Qualität annähernd zu dem am letz⸗ 
ten Montage maßgebenden Preiſen unterzubringen 
waren. 
Nur Kälber, deren Auftrieb ein verhältniß⸗ 
mäßig geringer war, wurden langſam geräumt 
und erzielten 35—50 Pf. pro 1 Pfund Schlacht ⸗ 
gewicht. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Wien, Mai. Die „Polit. Correſp.“ 
meldet: 


